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mıt der Entstehung und Verbreitung der apokryphen Evangelien, die als 1ne bislang
unausgeschöpfte Quelle der Mentalitätsgeschichte ansıeht, während S1E ZUTFLCF historischen
Jesusüberlieferung nıchts beitragen. Volker ertens wıdmet sıch der Geschichte VO

‚heiligen Gral«, ındem deren lıterarısche Ursprungsfassung kontextualisiert und dann
ıhre Rezeption 1m 19 und 20 Jahrhundert nachzeichnet. Insgesamt liegt 1ne Sammlung
VO Beıtragen VOTIL, die jeweıls ınteressante Einzelaspekte beleuchten und wıissenschaftrtlich
begründete ÄAntworten populär- bzw. pseudowissenschaftlichen Fragen und Proble-
Inen 1etern. Ihre thematische Verknüpfung beschränkt sıch jedoch auf eınen knappen
Problemaufriss 1n der vierseıtigen Einleitung der beiden Herausgeber. In dieser Hınsıcht
annn und sollte das Buch dazu AaBNrecscCchH, das Thema aufzugreıiten und 1n kirchenge-
schichtlicher SOWI1e wıissenschaftstheoretischer Hınsıcht vertieten.

Michael Basse

BARBARA SCHMAL: Das staatlıche Kirchenaustrittsrecht 1n se1ner historischen Entwick-
lung (Jus Ecclesiasticum. Beıitrage ZU evangelıschen Kirchenrecht und ZU Staats-
kirchenrecht, 102) Tübingen: ohr Siebeck 2013 3772 ISBN 9786-3-16-
52346-5 Geb /9,00

Di1e VO Barbara Schmal vorgelegte Monographie ZU staatlıchen Kirchenaustrittsrecht
und se1ner (Vor-)Geschichte 1St 1ne aktualisierte und leicht überarbeıtete Fassung ıhrer
1m Sommersemester 2011 VO der Juristischen Fakultät der Eberhard Karls UnLversıität
Tübingen ANSCHOMUMNMNCHNEC Diıssertation gleichen Tiıtels. Vor 1hr hatte sıch iIwa schon Rene
Loffler 1m Rahmen se1ner theologischen Dissertation »Ungestraft ALLS der Kırche aUSTIrE-
ten”? Der staatlıche Kirchenaustritt 1n kanonistischer Siıcht« I! EF7K 38), Würzburg 2007,
48—/7) mıt der rechtsgeschichtlichen Entwicklung des Kirchenaustritts etasst (aktuell
gebündelt 1 eorg Bıer Hrsg.], Der Kirchenaustritt. Rechtliches Problem und O-
rale Herausforderung Herder kontrovers], Freiburg . 2013, 3-6 Eıne aktuelle
monographische Behandlung des Themas lag jedoch noch nıcht VOTL und weckt daher
Interesse.

Das moderne Kirchenaustrittsrecht hat seiınen historischen rsprung »IM der ZOger-
ıch ausgesprochenen Möglichkeit der Konvers1o0n« und 1ST »aufs Engste verknüpft« mıt
der Entwicklung der 1n der Aufklärung grundgelegten Religionsfreiheit (289f.) Gleich-
ohl die vorliegende Studie historisch 1n der eıt der fr uhen Reichskirche Das

Kapitel 111 1m Sınne einer »gleichermafßen berichtenden W1€ partiell interpretie-
renden und analysıerenden Skizze« (3) die »Entwicklung des deutschen Religionsrechts
VO den Antfängen ıs 1N$ 19 Jahrhundert« (7—7' nachzeichnen. Es z1ele dabei auf »die
Darstellung der ogroßen historischen Entwicklungslinien mıt esonderem Augenmerk auf
den die spatere, Juristisch konkret ogreitbare Entwicklung des Kirchenaustritts mafßgeb-
ıch beeinflussenden Bruchen und asuren« (3) Im Zuge ıhrer Ausführungen über die
>Rechts- und Staatsentwicklung 1m Zeitalter der Aufklärung« (57—70) geht die Vertasse-
rın daher auch urz aut die Entwicklung der Religionsfreiheit eın

Den » We g den ersten gesetzlichen Regelungen« beschreibt Kapitel [[ (81—
154) Reteriert werden Entstehungskontext und Inhalte des Begınn einer eıgenen
Kirchenaustrittsgesetzgebung stehenden » Wöllnerischen Religionsedikts« VO Juli
788 (87-90) des » Allzemeinen Preufßischen Landrechts« VOo Junı 794 90—103) und
der preußischen »Verordnung betreffend die Geburten, Heırathen und Sterbefälle« VO
30 Marz S47 3—1 mıt der die Ziviıleheschliefßung verbindlich und erstmals der Be-
or1ff » Kırchenaustritt« 1n eiınem staatlıchen (Jeset7z erwähnt wurde (105£.) eıtere Stat1o-
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mit der Entstehung und Verbreitung der apokryphen Evangelien, die er als eine bislang 
unausgeschöpfte Quelle der Mentalitätsgeschichte ansieht, während sie zur historischen 
Jesusüberlieferung nichts beitragen. Volker Mertens widmet sich der Geschichte vom 
›heiligen Gral‹, indem er deren literarische Ursprungsfassung kontextualisiert und dann 
ihre Rezeption im 19. und 20. Jahrhundert nachzeichnet. Insgesamt liegt eine Sammlung 
von Beiträgen vor, die jeweils interessante Einzelaspekte beleuchten und wissenschaftlich 
begründete Antworten zu populär- bzw. pseudowissenschaftlichen Fragen und Proble-
men liefern. Ihre thematische Verknüpfung beschränkt sich jedoch auf einen knappen 
Problemaufriss in der vierseitigen Einleitung der beiden Herausgeber. In dieser Hinsicht 
kann – und sollte – das Buch dazu anregen, das Thema aufzugreifen und es in kirchenge-
schichtlicher sowie wissenschaftstheoretischer Hinsicht zu vertiefen.

Michael Basse

Barbara Schmal: Das staatliche Kirchenaustrittsrecht in seiner historischen Entwick-
lung (Jus Ecclesiasticum. Beiträge zum evangelischen Kirchenrecht und zum Staats-
kirchenrecht, Bd. 102). Tübingen: Mohr Siebeck 2013. XVIII, 372 S. ISBN 978-3-16-
152346-5. Geb. € 79,00.

Die von Barbara Schmal vorgelegte Monographie zum staatlichen Kirchenaustrittsrecht 
und seiner (Vor-)Geschichte ist eine aktualisierte und leicht überarbeitete Fassung ihrer 
im Sommersemester 2011 von der Juristischen Fakultät der Eberhard Karls Universität 
Tübingen angenommenen Dissertation gleichen Titels. Vor ihr hatte sich etwa schon René 
Löffler im Rahmen seiner theologischen Dissertation »Ungestraft aus der Kirche austre-
ten? Der staatliche Kirchenaustritt in kanonistischer Sicht« (= FzK 38), Würzburg 2007, 
48–72 mit der rechts geschichtlichen Entwicklung des Kirchenaustritts befasst (aktuell 
gebündelt in: Georg Bier [Hrsg.], Der Kirchenaustritt. Rechtliches Problem und pasto-
rale Herausforderung [= Herder kontrovers], Freiburg i. Br. 2013, 53–66). Eine aktuelle 
monographische Behandlung des Themas lag jedoch noch nicht vor und weckt daher 
Interesse. 

Das moderne Kirchenaustrittsrecht hat seinen historischen Ursprung »in der zöger-
lich ausgesprochenen Möglichkeit der Konversion« und ist »aufs Engste verknüpft« mit 
der Entwicklung der in der Aufklärung grundgelegten Religionsfreiheit (289f.). Gleich-
wohl setzt die vorliegende Studie historisch in der Zeit der frühen Reichskirche an: Das 
erste Kapitel will im Sinne einer »gleichermaßen berichtenden wie partiell interpretie-
renden und analysierenden Skizze« (3) die »Entwicklung des deutschen Religionsrechts 
von den Anfängen bis ins 19. Jahrhundert« (7–79) nachzeichnen. Es ziele dabei auf »die 
Darstellung der großen historischen Entwicklungslinien mit besonderem Augenmerk auf 
den die spätere, juristisch konkret greifbare Entwicklung des Kirchenaustritts maßgeb-
lich beeinflussenden Brüchen und Zäsuren« (3). Im Zuge ihrer Ausführungen über die 
»Rechts- und Staatsentwicklung im Zeitalter der Aufklärung« (57–70) geht die Verfasse-
rin daher auch kurz auf die Entwicklung der Religions freiheit ein (69f.).

Den »Weg zu den ersten gesetzlichen Regelungen« beschreibt Kapitel II (81–
154): Referiert werden Entstehungskontext und Inhalte des am Beginn einer eigenen 
Kirchenaustrittsgesetz gebung stehenden »Wöllnerischen Religionsedikts« vom 9. Juli 
1788 (87–90), des »Allgemeinen Preußischen Landrechts« vom 1. Juni 1794 (90–103) und 
der preußischen »Verordnung betreffend die Geburten, Heirathen und Sterbefälle« vom 
30. März 1847 (103–111), mit der die Zivileheschließung verbindlich und erstmals der Be-
griff »Kirchenaustritt« in einem staatlichen Gesetz erwähnt wurde (105f.). Weitere Statio-
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1en sınd die Frankfurter Paulskirchenverfassung 128) der preufßische Kultur-
kampf (128 154) wobe!l das »Preufßische (Jeset7z betrettend den Äustrıtt ALLS der Kirche«
VO April S/3 eın eigentliches Kulturkampfgesetz W alr (156 158) daher hier auch
1Ur urz erwaähnt und Eerst tolgenden Kapitel 111[ über die »Konkretisierung der Kır-
chenaustrittsgesetzgebung« (155 188) entstehungsgeschichtlich behandelt und ausgelegt
wırd (154 171 MI1L Ausführungen ZUTFLCF Kirchenfinanzıerung 166—169) uch die Situation

den übrıgen deutschen Staaten kommt ZUTFLCF Sprache (171 183) bevor die Verfasserin
überblicksartig »Reaktionen ALLS Rechtswissenschaft Kirchen und Bildungsbürgertum«
referiert S3 188)

Kapitel thematisıert » ] )ıie Entwicklung ıs ZU Untergang der We1i1marer
Reichsverfassung« (189—-229 ach dem |Kirchenaustritts ]Erleichterungsgesetz VO
13 Dez 918 (196—200 wurde AÄrt 135 der Aug 919 Kraft gerlretenen \We1-

Reichsverfassung (203-215 erstmals die Glaubens und Gewi1issenstreiheit als Vor-
aUSSCIZUNG fur den Kirchenaustritt 11 reichsweıte Verfassung aufgenommen Dessen
rechtliche Regelung blieb aufgrund VOoO  5 AÄArt 137 Abs WRV jedoch weıterhıin Lan-
dersache (218 ZUTFLCF entsprechenden Umsetzung 221—-229) Preußen erlie{ß darauthin 9720
C1M »>(jeset7z betreffend den Äustrıitt ALLS den Religionsgesellschaften Ööffentlichen
Rechts« dem die 918 abgeschaffte Karenzzeıt ıs ZU Wirksamwerden der Aus-
trıttserklärung wıeder eingeführt wurde den Religionsgemeinschaften C1M Einwirken
aut die Austrittswilligen ermöglıchen b E A

Im kurzen Kapitel (»Die eıt der nationalsozialistischen Unrechtsherrschaft« 231—
249) referiert die Vertasserin die Entstehung der nationalsoz1ialıistischen Herrschaftsstruk-

(231—-234 das Verhältnis des NS- Staates Kirche und Religion (234-244
und dann » m Besonderen: Di1e Aushöhlung des kirchlichen Mitgliedschafts-
rechts« ı1 den Blick (244—-249). Di1e Überschrift ı151 allerdings mıssverständlich: An der
Rechtslage bezüglich des Kirchenaustritts anderte sıch während der NS-Diktatur
Gleichschaltung der Läander und verschiedentlicher Vorschläge ZUTFLCF Vereinfachung und
Vereinheitlichung des Kirchenaustritts nıchts Lediglich Reichsgau Wartheland W LUL1L-

den das Staat-Kirche-Verhältnis 941 PCI Verordnung grundlegend NECU geordnet und
Kirchenaustrittsvertahren 11 explizite »Konfessionsabsage« ermöglıcht

Unter der Überschrift » DDie Entwicklung des Kirchenaustrittsrechts SECIT 1945 « refe-
die Verfasserin ı sechsten und etzten Kapitel (  1-2 zunachst ı ‚We1l Schritten

die Entwicklung des Staat Kırche Verhältnisses IMN  — (  1-2 und 1)1)  v (260-266
geht dann urz auf die Wiıedervereinigung C1M b E A und wıiederholt diesen Dreischritt
anschließfßend ezug aut » ] J)as Recht des Kirchenaustritts SC1IHETr Entwicklung SCIT
1945 « (267-287 Fur die eıt VOTL der Wiıedervereinigung die Situation den
Bundesländern elässt SIC Wesentlichen bel der Nennung landesrechtlicher Kege-
lungen (267-271 weıl »die Notwendigkeit staatlıchen Regelung SPatestenNs
SCIT Geltung der Weımarer Reichverfassung nıcht mehr ernstlich bestritten wurde« und
die Auseinandersetzung über den Kirchenaustritt hauptsächlich 11 iınnerkirchliche SC1

habe der Kirchenaustritt staatskirchenrechtlichen Schrifttum eın ausgepragtes
Interesse gefunden b E A Seıne verfassungsrechtliche Grundlage 151 die Religi-
onstreiheit (Art GG) Da die Religionszugehörigkeıt auch staatlıchen Rechtskreis
Konsequenzen hat namentlich die Kirchensteuerpflicht INUSS der Staat die Vermeidung
dieser Folgen ermöglıchen und dies unabhängıg davon b das Verlassen der fu T ıhn recht-
ıch tassbharen Religionsgemeinschaft auch nach deren Selbstverstaändnıis 11 Beendigung
der (Mıt )Gliedschaft bedeutet (275—278 Mıt Urteil VO Feb 977 hat das BVertG
zudem die e1nmonat1ge Überlegungsfrist die mındestens dreimonatıge Nachbe-
Steuerung VOoO  5 Ausgetretenen fur verfassungswidrig erklärt Bereıts 969/70 hatten
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nen sind die Frankfurter Paulskirchenverfassung (112–128) sowie der preußische Kultur-
kampf (128–154), wobei das »Preußische Gesetz, betreffend den Austritt aus der Kirche« 
vom 14. April 1873 kein eigentliches Kulturkampfgesetz war (156–158), daher hier auch 
nur kurz erwähnt und erst im folgenden Kapitel III über die »Konkretisierung der Kir-
chenaustrittsgesetzgebung« (155–188) entstehungsgeschichtlich behandelt und ausgelegt 
wird (154–171, mit Ausführungen zur Kirchenfinanzierung 166–169). Auch die Situation 
in den übrigen deutschen Staaten kommt zur Sprache (171–183), bevor die Verfasserin 
überblicksartig »Reaktionen aus Rechtswissenschaft, Kirchen und Bildungsbürgertum« 
referiert (183–188).

Kapitel IV thematisiert »Die Entwicklung bis zum Untergang der Weimarer 
Reichs verfassung« (189–229): Nach dem [Kirchenaustritts-]Erleichterungsgesetz vom 
13. Dez. 1918 (196–200) wurde in Art. 135 der am 14. Aug. 1919 in Kraft getretenen Wei-
marer Reichsverfassung (203–215) erstmals die Glaubens- und Gewissensfreiheit als Vor-
aussetzung für den Kirchenaustritt in eine reichsweite Verfassung aufgenommen. Dessen 
rechtliche Regelung blieb aufgrund von Art. 137 Abs. 8 WRV jedoch weiterhin Län-
dersache (218, zur entsprechenden Umsetzung 221–229). Preußen erließ daraufhin 1920 
ein neues »Gesetz betreffend den Austritt aus den Religionsgesellschaften öffentlichen 
Rechts«, in dem u. a. die 1918 abgeschaffte Karenzzeit bis zum Wirksamwerden der Aus-
trittserklärung wieder eingeführt wurde, um den Religionsgemeinschaften ein Einwirken 
auf die Austrittswilligen zu ermöglichen (226f.).

Im kurzen Kapitel V (»Die Zeit der nationalsozialistischen Unrechtsherrschaft«, 231–
249) referiert die Verfasserin die Entstehung der nationalsozialistischen Herrschaftsstruk-
turen (231–234) sowie das Verhältnis des NS-Staates zu Kirche und Religion (234–244) 
und nimmt dann »Im Besonderen: Die Aushöhlung des kirchlichen Mitgliedschafts-
rechts« in den Blick (244–249). Die Überschrift ist allerdings missverständlich: An der 
Rechtslage bezüglich des Kirchenaustritts änderte sich während der NS-Diktatur trotz 
Gleichschaltung der Länder und verschiedentlicher Vorschläge zur Vereinfachung und 
Vereinheitlichung des Kirchenaustritts nichts. Lediglich im Reichsgau Wartheland wur-
den das Staat-Kirche-Verhältnis 1941 per Verordnung grundlegend neu geordnet und im 
Kirchenaustrittsverfahren eine explizite »Konfessionsabsage« ermöglicht (248).

Unter der Überschrift »Die Entwicklung des Kirchenaustrittsrechts seit 1945« refe-
riert die Verfasserin im sechsten und letzten Kapitel (251–287) zunächst in zwei Schritten 
die Entwicklung des Staat-Kirche-Verhältnisses in BRD (251–259) und DDR (260–266), 
geht dann kurz auf die Wiedervereinigung ein (266f.) und wiederholt diesen Dreischritt 
anschließend in Bezug auf »Das Recht des Kirchenaustritts in seiner Entwicklung seit 
1945« (267–287). Für die Zeit vor der Wiedervereinigung sowie die Situation in den neuen 
Bundesländern belässt sie es im Wesentlichen bei der Nennung landesrechtlicher Rege-
lungen (267–271). U. a. weil »die Notwendigkeit einer staatlichen Regelung spätestens 
seit Geltung der Weimarer Reichverfassung nicht mehr ernstlich bestritten wurde« und 
die Auseinandersetzung über den Kirchenaustritt hauptsächlich eine innerkirchliche sei 
(274), habe der Kirchenaustritt im staatskirchenrechtlichen Schrifttum kein ausgeprägtes 
Interesse gefunden (271f.). Seine verfassungsrechtliche Grundlage ist die negative Religi-
onsfreiheit (Art. 4 GG): Da die Religionszugehörigkeit auch im staatlichen Rechtskreis 
Konsequenzen hat, namentlich die Kirchensteuerpflicht, muss der Staat die Vermeidung 
dieser Folgen ermöglichen und dies unabhängig davon, ob das Verlassen der für ihn recht-
lich fassbaren Religionsgemeinschaft auch nach deren Selbstverständnis eine Beendigung 
der (Mit-)Gliedschaft bedeutet (275–278). Mit Urteil vom 8. Feb. 1977 hat das BVerfG 
zudem die einmonatige Überlegungsfrist sowie die mindestens dreimonatige Nachbe-
steuerung von Ausgetretenen für verfassungswidrig erklärt (278). Bereits 1969/70 hatten 
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Gerichtsurteile auch SS modihf1zierte Kirchenaustritte fur zulässıg gehalten
Dieses Thema hat nıcht zuletzt durch den explizit als solchen erklärten Körperschafts-
austrıtt des emeriıtıierten Freiburger Kirchenrechtlers Hartmut Zapp 2007 NECUC Aktualıität
erlangt (285f.)

Aus der katholischen Debatte den Kirchenaustritt kommt der Sache nach 1Ur die
These der Realidentität der katholischen Kirche als Körperschaft des Ööffentlichen Rechts
mıt der 1n Deutschland ansässıgen Glaubensgemeinschaft 1m Sinne ıhres Selbstverstaänd-
NIsSsSes ZUFLC Sprache nıcht aber die entsprechende Gegenmeinung. Zudem 1St die Wıe-
dergabe der kanonistischen Diskussion tehlerhatt: Bruno Primetshofer hat ‚War 9859 1n
der Festschriuft fur Matthäus Kaılser die Meınung vertreten, ALLS der Kirche Ausgetretene
se1en gzemäafß 915 VOoO  5 der Kommunılon ausgeschlossen, weıl S1E hartnäckiıg 1n eıner of-
tenkundigen schweren Sunde verharrten. Dass die Erfüllung dieses Tatbestandes VO
915 jedoch die Tatstrate der Exkommunikation nach sıch zıehe, steht weder 1m kıirchli-
chen Gesetzbuch noch der als Beleg angeführten (283, FEn 239) oder einer anderen
Stelle bel Primetshoter und auch nıcht 1m ebentalls ZENANNLEN Aufsatz Joseph Listls. Des
Weıiteren 1St der durch das Motu proprio Ommnıiıum 177 Mentfem apst Benedikts XVI mıt
Wırkung VO Aprıil 2010 gestrichene eherechtliche Ausnahmetatbestand e1nes CIM

formalıis defectionts AD Ecclesia catholica (CC 086 1117 und nıe als >Glaubens-
abfall« behandelt worden (SO aber 283 mıt erneut unzutretftendem erweIls aut Hartmut
Zapp und eorg Bıer 1n FEn 244) Dies ware Apostasıe und als solche mıt der Tatstrate
der Exkommunikation bedroht (C 751 ı. V.m Das Sept 2012 1n Kraft -
retene Allgemeine Dekret der DBK hat auch nıcht die bestehende Rechtspraxıis bestätigt
(SO aber 284) Se1lt der Erklärung der DBK VO April 2006 valt den deutschen Bı-
schöten jeder VOTL dem Staat erklärte Kirchenaustritt mıt entsprechenden strafrechtlichen
Konsequenzen als Schisma. Das 2012 erlassene Dekret halt daran gerade nıcht test: Di1e
kirchlichen Rechtsfolgen eines Kirchenaustritts verbleiben ‚War 1Ur knapp unterhalb der
Totalentrechtung einer Exkommunikation, die pauschale Identifikation jedes Kirchen-
austrıtts mıt eiınem Schisma haben die deutschen Bischöfe aber aufgegeben.

Das sechste Kapitel schliefßt mıt der Feststellung, »die aktuellen Entwicklungen der
Rechtsprechung« wurden über das Kirchenaustrittsrecht hinaus »die rage auf[werfen],
b das deutsche Kirchensteuersystem 1m Spannungsfeld zwıischen dem historisch beding-
ten, verfassungsrechtlich bestätigten hoheitlichen Recht der Religionsgemeinschaften 1SO-
tern S1E Körperschaften des öftfentlichen Rechts sind; B.A.|];, 1ne Mitgliedssteuer erhe-
ben, aut der eınen und der Religionsfreiheit der Kirchensteuerzahler aut der anderen Seılite
nıcht se1ne renzen stöfßt, da sıch die Kirchenaustritte mehren und möglicherweise die
grundrechtlichen Positionen der Kirchenmitglieder 1ne Aufwertung verdienen«
Bedauerlicherweise tehlen nıcht 1Ur Belege fur die geltend gemachte Rechtsprechungs-
entwicklung, sondern auch Hınweıse, welche Konsequenzen daraus vof. zıehen w21-
Ten Offen bleibt auch, mıt Inkratttreten des UULVOo lediglich neben anderen urz
erwaähnten hessischen Kirchenaustrittsgesetzes VO 2009 >>der TOZEeSsSSs einer _-
dernen Kirchenaustrittsgesetzgebung 1 Deutschland als vollendet betrachtet werden«
könne Dasselbe oilt fur die Ende der kurzen »Schlussbetrachtung« (289—-291
stehende Einschätzung, die »derzeıtige, nach eiınem langen und oft wıderständıgen Ent-
wicklungsprozess Stande gebrachte, klare und eindeutige Juristische Ausformung des
Rechtsinstituts des Kirchenaustritts« berge staatlıcher Perspektive alle Vorausset-
ZUNSCH, sıch den Entwicklungen eıner realıstisch einschätzbaren nahen Zukunft flexibel
ANZUPDPASSCII«

Di1e Untersuchung wollte zeıgen, b bezüglich der rechtlichen Wırkungen des Kirchen-
austrıtts 1ne Unterscheidung zwıischen weltlichem und relig1ıösem Bereich »IM der histo-
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erste Gerichtsurteile auch sog. modifizierte Kirchenaustritte für zulässig gehalten (281). 
Dieses Thema hat nicht zuletzt durch den explizit als solchen erklärten Körperschafts-
austritt des emeritierten Freiburger Kirchenrechtlers Hartmut Zapp 2007 neue Aktualität 
erlangt (285f.).

Aus der katholischen Debatte um den Kirchenaustritt kommt der Sache nach nur die 
These der Realidentität der katholischen Kirche als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
mit der in Deutschland ansässigen Glaubensgemeinschaft im Sinne ihres Selbstverständ-
nisses zur Sprache (283), nicht aber die entsprechende Gegenmeinung. Zudem ist die Wie-
dergabe der kanonistischen Diskussion fehlerhaft: Bruno Primetshofer hat zwar 1989 in 
der Festschrift für Matthäus Kaiser die Meinung vertreten, aus der Kirche Ausgetretene 
seien gemäß c. 915 von der Kommunion ausgeschlossen, weil sie hartnäckig in einer of-
fenkundigen schweren Sünde verharrten. Dass die Erfüllung dieses Tatbestandes von c. 
915 jedoch die Tatstrafe der Exkommunikation nach sich ziehe, steht weder im kirchli-
chen Gesetzbuch noch an der u. a. als Beleg angeführten (283, Fn. 239) oder einer anderen 
Stelle bei Primetshofer und auch nicht im ebenfalls genannten Aufsatz Joseph Listls. Des 
Weiteren ist der durch das Motu proprio Omnium in mentem Papst Benedikts XVI. mit 
Wirkung vom 8. April 2010 gestrichene eherechtliche Ausnahmetatbestand eines actus 
formalis defectionis ab Ecclesia catholica (cc. 1086 §1, 1117 und 1124) nie als »Glaubens-
abfall« behandelt worden (so aber S. 283 mit erneut unzutreffendem Verweis auf Hartmut 
Zapp und Georg Bier in Fn. 244). Dies wäre Apostasie und als solche mit der Tatstrafe 
der Exkommunikation bedroht (c. 751 i.V.m. c. 1364). Das am 24. Sept. 2012 in Kraft ge-
tretene Allgemeine Dekret der DBK hat auch nicht die bestehende Rechtspraxis bestätigt 
(so aber S. 284): Seit der Erklärung der DBK vom 24. April 2006 galt den deutschen Bi-
schöfen jeder vor dem Staat erklärte Kirchenaustritt mit entsprechenden strafrechtlichen 
Konsequenzen als Schisma. Das 2012 erlassene Dekret hält daran gerade nicht fest: Die 
kirchlichen Rechtsfolgen eines Kirchenaustritts verbleiben zwar nur knapp unterhalb der 
Totalentrechtung einer Exkommunikation, die pauschale Identifikation jedes Kirchen-
austritts mit einem Schisma haben die deutschen Bischöfe aber aufgegeben.

Das sechste Kapitel schließt mit der Feststellung, »die aktuellen Entwicklungen der 
Rechtsprechung« würden über das Kirchenaustrittsrecht hinaus »die Frage auf[werfen], 
ob das deutsche Kirchensteuersystem im Spannungsfeld zwischen dem historisch beding-
ten, verfassungsrechtlich bestätigten hoheitlichen Recht der Religionsgemeinschaften [so-
fern sie Körperschaften des öffentlichen Rechts sind; B.A.], eine Mitgliedssteuer zu erhe-
ben, auf der einen und der Religionsfreiheit der Kirchensteuerzahler auf der anderen Seite 
nicht an seine Grenzen stößt, da sich die Kirchenaustritte mehren und möglicherweise die 
grundrechtlichen Positionen der Kirchenmitglieder eine Aufwertung verdienen« (287). 
Bedauerlicherweise fehlen nicht nur Belege für die geltend gemachte Rechtsprechungs-
entwicklung, sondern auch Hinweise, welche Konsequenzen daraus ggf. zu ziehen wä-
ren. Offen bleibt auch, warum mit Inkrafttreten des zuvor lediglich neben anderen kurz 
erwähnten hessischen Kirchen austrittsgesetzes von 2009 (269) »der Prozess einer mo-
dernen Kirchenaustrittsgesetzgebung in Deutschland als vollendet betrachtet werden« 
könne (290). Dasselbe gilt für die am Ende der kurzen »Schlussbetrachtung« (289–291) 
stehende Einschätzung, die »derzeitige, nach einem langen und oft widerständigen Ent-
wicklungsprozess zu Stande gebrachte, klare und eindeutige juristische Ausformung des 
Rechtsinstituts des Kirchenaustritts« berge »aus staatlicher Perspektive alle Vorausset-
zungen, sich den Entwicklungen einer realistisch einschätzbaren nahen Zukunft flexibel 
anzupassen« (291).

Die Untersuchung wollte zeigen, ob bezüglich der rechtlichen Wirkungen des Kirchen-
austritts eine Unterscheidung zwischen weltlichem und religiösem Bereich »in der histo-
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rischen Entwicklung der Regelungen angelegt 1St und b nach den Vorstellungen der hiıs-
torıschen Gesetzgeber und (Staats-)Kırchenrechtler dem staatlıchen Kirchenaustritt 1Ur

Wırkung fur den staatlıchen Bereich zukommt« (5) Das Anliegen eıner solchen Klärung
1St würdigen. Ihm hätte 1ne entsprechende Fokussierung und Begrenzung gedient: SO
ware 1ne gründlichere Befassung mıt den 1Ur Rande ckizzierten (272-274 kontes-
s1onell unterschiedlichen Wertungen des Kirchenaustritts möglich geworden. Schliefßlich
nımmt die evangelische Kirche »1m Unterschied ZUTFLCF romiısch-katholischen Kirche nıcht
fur sıch 1n AÄnspruch, dass INnan ALLS 1hr nıcht austiIreten könne« (Jörg VWınter, Der Kirchen-
austrıtt 1m evangelischen Kirchenrecht, 1 Bıer Hrsg.], Kirchenaustritt, 225—234;, 225)
Des Weıliteren ware die erwaähnte Beteiligung der Kıirchen b7zw. ıhrer Vertreter trüheren
Gesetzgebungsprozessen durch FEiıngaben und Gutachten einer iınhaltliıchen Vor-
stellung und (kirchen-)historischen Einordnung wWert SCWESCH. In kiırchengeschichtlicher
Sıcht el 1Ur Rande vermerkt, dass Chlodwig 508 nıcht >katholisch« geworden 1ST und
sıch die germanıschen Stamme auch nıcht der >römiısch-katholischen Religion athanası-
scher Pragung« angeschlossen haben (21) die Integration der Kirche 1n die traänkische
Ordnung tatsachlich »>deshalb einen zunstıgen Verlauf« IILELL hat, weıl sıch die
Franken, »analog der Schlichtheit des Bilddenkens ıhrer Zeıt, ZUTFLCF Erklärung ıhrer Herr-
schaftsstrukturen vielfältiger personaler Verflechtungen und organologischer Modelle
bedienten« und ıhnen deshalb das kirchliche Biıld VO Leıb Christı besonders eingangıg
W alr (22) el dahingestellt. Di1e deutsche Wiıedervereinigung bedeutete allerdings zumın-
dest fur die katholische Kirche keineswegs »cdlas Ende der unnatürlichen Aufspaltung ıh-
LCI Organıisationseinheiten und die Wiıederherstellung der kirchlichen Einheit«

Di1e Arbeıt schliefßt mıt eınem Anlagenteıl, der 1ne Auswahl einschlägiger histor1-
scher Rechtstexte enthält (293—307), eiınem austührlichen Literaturverzeichnis (309—-366
SOWI1e eiınem Personen- und Sachregister (367-372), das einen gezielten Zugriff auf Fın-
zelaspekte ermöglıcht. Bernhard Anuth

KURT ÄNDERMANN, ()LIVER ÄUGFE (Hrsa.) ort und Gemeıinde (Kraichtaler Kolloqui-
C Epfendorf: Bibliotheca Academıca 2012 208 ISBN 978-3-928471-97-8 Geb

29,00

Dieser ALLS dem landesgeschichtlich Orlentierten Kraichtaler Kolloqguium hervor SCHANSZC-
Sammelband wıdmet sıch dem vormodernen ort Mıt oger Sablonier definiert Ko-

Herausgeber Olıver Auge den Gegenstand als einen »>mehr oder wenıger geschlossene[n]
Sıedlungsverband VO vorwıegend bäuerlichen Produzenten beziehungsweise Haushal-
ten mıt genossenschaftlichen Formen des Zusammenlebens und Wirtschaftens« 13) Im
Anschluss se1ne hilfreiche Forschungsskizze den mıttelalterlichen rsprungen, die

die oft postulierte Dichotomie VOoO  5 herrschaftlichen und genossenschaftlichen Prın-
zıpıen relatıviert, konzentrieren sıch s1eben Aufsätze auf verschiedene AÄspekte des Ver-
häaltnısses zwıischen ort und Gemeıiınde.

Zunaächst knüpft Franz Irsigler, 1n Erweıterung eines Änsatzes VOoO  5 arl Siegfried Ba-
der, den Gemeindebegriff die tunt Kriterien Nachbarschaft, Verbandscharakter, Be-
zırksbezogenheıt, Gemeinderechte / Niedergericht und eıgene Urgane. In kritischer Aus-
einandersetzung mıt Jungeren Interpretationen VO Weistumern als Ausdruck VO Her-
rengewalt (Gadı Algazı) bzw. Regulierungsinteressen (Sımon Teuscher) betont
Sigrid Hırbodian den Aushandlungsprozess bel der Entstehung landlicher Rechtsquellen;
Regına Schäter ıhrerseıits Beispiel des Haderbuchs ALLS dem ehemaligen Reichsdort
Ingelheim die Friedenssicherung als priorıitäre Funktion VO Niıedergerichten. Eıne
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rischen Entwicklung der Regelungen angelegt ist und ob nach den Vorstellungen der his-
torischen Gesetzgeber und (Staats-)Kirchenrechtler dem staatlichen Kirchenaustritt nur 
Wirkung für den staatlichen Bereich zukommt« (5). Das Anliegen einer solchen Klärung 
ist zu würdigen. Ihm hätte eine entsprechende Fokussierung und Begrenzung gedient: So 
wäre eine gründlichere Befassung mit den nur am Rande skizzierten (272–274) konfes-
sionell unterschiedlichen Wertungen des Kirchenaustritts möglich geworden. Schließlich 
nimmt die evangelische Kirche »im Unterschied zur römisch-katholischen Kirche nicht 
für sich in Anspruch, dass man aus ihr nicht austreten könne« (Jörg Winter, Der Kirchen-
austritt im evangelischen Kirchenrecht, in: Bier [Hrsg.], Kirchenaustritt, 225–234, 225). 
Des Weiteren wäre die erwähnte Beteiligung der Kirchen bzw. ihrer Vertreter an früheren 
Gesetzgebungsprozessen durch Eingaben und Gutachten (223) einer inhaltlichen Vor-
stellung und (kirchen-)historischen Einordnung wert gewesen. In kirchengeschichtlicher 
Sicht sei nur am Rande vermerkt, dass Chlodwig 508 nicht »katholisch« geworden ist und 
sich die germanischen Stämme auch nicht der »römisch-katholischen Religion athanasi-
scher Prägung« angeschlossen haben (21). Ob die Integration der Kirche in die fränkische 
Ordnung tatsächlich »deshalb einen so günstigen Verlauf« genommen hat, weil sich die 
Franken, »analog der Schlichtheit des Bilddenkens ihrer Zeit, zur Erklärung ihrer Herr-
schaftsstrukturen vielfältiger personaler Verflechtungen und organologischer Modelle 
bedienten« und ihnen deshalb das kirchliche Bild vom Leib Christi besonders eingängig 
war (22), sei dahingestellt. Die deutsche Wiedervereinigung bedeutete allerdings zumin-
dest für die katholische Kirche keineswegs »das Ende der unnatürlichen Aufspaltung ih-
rer Organisationseinheiten und die Wiederherstellung der kirchlichen Einheit« (267).

Die Arbeit schließt mit einem Anlagenteil, der eine Auswahl einschlägiger histori-
scher Rechtstexte enthält (293–307), einem ausführlichen Literaturverzeichnis (309–366) 
sowie einem Personen- und Sachregister (367–372), das einen gezielten Zugriff auf Ein-
zelaspekte ermöglicht. Bernhard Anuth

Kurt Andermann, Oliver Auge (Hrsg.): Dorf und Gemeinde (Kraichtaler Kolloqui-
en, Bd. 8). Epfendorf: Bibliotheca Academica 2012. 208 S. ISBN 978-3-928471-97-8. Geb. 
€ 29,00.

Dieser aus dem landesgeschichtlich orientierten Kraichtaler Kolloquium hervor gegange-
ne Sammelband widmet sich dem vormodernen Dorf. Mit Roger Sablonier definiert Ko-
Herausgeber Oliver Auge den Gegenstand als einen »mehr oder weniger geschlossene[n] 
Siedlungsverband von vorwiegend bäuerlichen Produzenten beziehungsweise Haushal-
ten mit genossenschaftlichen Formen des Zusammenlebens und Wirtschaftens« (13). Im 
Anschluss an seine hilfreiche Forschungsskizze zu den mittelalterlichen Ursprüngen, die 
u. a. die oft postulierte Dichotomie von herrschaftlichen und genossenschaftlichen Prin-
zipien relativiert, konzentrieren sich sieben Aufsätze auf verschiedene Aspekte des Ver-
hältnisses zwischen Dorf und Gemeinde. 

Zunächst knüpft Franz Irsigler, in Erweiterung eines Ansatzes von Karl Siegfried Ba-
der, den Gemeindebegriff an die fünf Kriterien Nachbarschaft, Verbandscharakter, Be-
zirksbezogenheit, Gemeinderechte / Niedergericht und eigene Organe. In kritischer Aus-
einandersetzung mit jüngeren Interpretationen von Weistümern als Ausdruck von Her-
rengewalt (Gadi Algazi) bzw. externen Regulierungsinteressen (Simon Teuscher) betont 
Sigrid Hirbodian den Aushandlungsprozess bei der Entstehung ländlicher Rechtsquellen; 
Regina Schäfer ihrerseits – am Beispiel des Haderbuchs aus dem ehemaligen Reichsdorf 
Ingelheim – die Friedenssicherung als prioritäre Funktion von Niedergerichten. Eine 


